
VerfGH 57/19.VB-2 
 

B e s c h l u s s  
 

in dem Verfahren über 

die Verfassungsbeschwerde  

und den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 
 

des   Herrn  
 

 Beschwerdeführers und Antragstellers, 
 
gegen 
 

das Vorbehaltsurteil des Landgerichts Kleve vom 10. September 2019 – 4 O 99/19 – 

 

 
hat der  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOF FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 
 

am 28. Januar 2020  

durch  

 

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h ,   

den Richter Dr. G i l b e r g  und 

den Richter Prof. Dr. W i e l a n d   

 

gemäß § 58 Abs. 2, § 59 Abs. 2 und § 60 VerfGHG 

 

einstimmig beschlossen: 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 

Mit der Entscheidung in der Hauptsache erledigt 
sich der Antrag auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung. 
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G r ü n d e : 

 

1. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

des Gesetzes über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 

(VerfGHG) vom 14. Dezember 1989 (GV. NRW. S. 708, ber. 1993 S. 588), zuletzt 

geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur Änderung des Verfassungsgerichtshofge-

setzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 400), durch die Kammer zurückgewiesen, 

weil sie unzulässig ist. 

 

Der Beschwerdeführer hat jedenfalls derzeit den Rechtsweg entgegen § 54 Satz 1 

VerfGHG nicht erschöpft. Nach dieser Vorschrift kann die Verfassungsbeschwerde 

erst nach Erschöpfung des Rechtswegs erhoben werden, wenn gegen die behaup-

tete Verletzung der Rechtsweg zulässig ist. Der Beschwerdeführer richtet sich ge-

gen ein im Urkundenprozess ergangenes Urteil des Landgerichts. Gegen dieses ist 

die Berufung eröffnet (§ 599 Abs. 3, § 511 ZPO); zudem kann der Beschwerdefüh-

rer seine Rechte im Nachverfahren geltend machen (§ 600 ZPO). Zwar hat der 

Beschwerdeführer nach seinen eigenen Angaben Berufung gegen das verfahrens-

gegenständliche Urteil eingelegt, die Entscheidung hierüber ist aber offenbar noch 

nicht ergangen und der Rechtsweg damit nicht erschöpft.  

 

Der Beschwerdeführer kann nicht mit Erfolg geltend machen, er wende sich im 

Kern gegen die Vorschriften der Insolvenzordnung, gegen die als förmliches Ge-

setz kein Rechtsweg eröffnet sei. Verstünde man das Begehren des Beschwerde-

führers in diesem Sinn, wäre die Verfassungsbeschwerde bereits deshalb unzuläs-

sig, weil nach Art. 75 Nr. 5a LV und § 53 Satz 1 VerfGHG die Verfassungsbe-

schwerde zum Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen nur 

gegen Akte der Landessstaatsgewalt eröffnet ist. Bei der Insolvenzordnung handelt 

es sich aber um ein Bundesgesetz und damit um einen Akt der öffentlichen Gewalt 

des Bundes.  
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Es liegen auch nicht die Voraussetzungen vor, unter denen der Verfassungsge-

richtshof auch ohne Erschöpfung des Rechtswegs entscheiden kann. Dies ist nach 

§ 54 Satz 2 VerfGHG der Fall, wenn die Verfassungsbeschwerde von allgemeiner 

Bedeutung ist oder wenn dem Beschwerdeführer ein schwerer und unabwendbarer 

Nachteil entstünde, falls er zunächst auf den Rechtsweg verwiesen würde. Soweit 

der Beschwerdeführer in diesem Zusammenhang vorbringt, er könne die – wohl 

zur Abwendung der Zwangsvollstreckung aus dem Vorbehaltsurteil erforderliche – 

Sicherheitsleistung nicht erbringen, ohne eine Immobilie zu verkaufen, legt er je-

denfalls keinen schweren und unabwendbaren Nachteil in diesem Sinne dar.  

 

2. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung, die auf eine vorläufige Re-

gelung bis zur Entscheidung in der Hauptsache gerichtet ist, erledigt sich mit dem 

Beschluss über die Verfassungsbeschwerde. 

 

3. Seine Auslagen sind dem Beschwerdeführer nicht zu erstatten. § 63 Abs. 4 

VerfGHG sieht eine Auslagenerstattung nur für den hier nicht vorliegenden Fall 

eines Obsiegens des Beschwerdeführers vor.  

 

 
Prof. Dr. Heusch Dr. Gilberg   Prof. Dr. Wieland 
 


